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 Vorwort · III 

Vorwort 

 

Die österreichische Baukalkulation ist von der ÖNORM B 2061 „Preisermittlung für Bauleis-

tungen“ geprägt. Ihr Ursprung liegt allerdings in den 50er-Jahren des vorigen Jahrhunderts. 

Während die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre und speziell die Kostenrechnung eine ra-

sante Entwicklung erfuhr, war die Weiterentwicklung der ÖNORM bisher nur marginal.  

Aus der einschlägigen Fachliteratur kamen keine entscheidenden Impulse. Sowohl die Ausbil-

dung von Kalkulantinnen und Kalkulanten als auch die EDV-Kalkulationsprogramme orientie-

ren sich am Aufbau der ÖNORM B 2061 und der vorgegebenen Struktur. Das Baukalkulati-

onswesen ist erstarrt und kann sich für neue Entwicklungen nur schwer öffnen, weil viele Auf-

traggeber eine Darstellung der Kalkulation nach den Regeln der ÖNORM B 2061 wünschen. 

Das Bundevergabegesetz mit der vertieften Angebotsprüfung erleichtert die Situation nicht. 

Anders als die von der ÖNORM geprägte Baukalkulation hat sich die Kostenrechnung rasant 

weiterentwickelt. Das liegt am Einsatz der EDV, was Kostenzuordnungen und Kostenverrech-

nungen möglich macht, die, konventionell gerechnet, undenkbar waren. Aber auch neue be-

triebswirtschaftliche Gedankenmodelle, die neue Kostenverrechnungssysteme hervorbrach-

ten, treiben die Kostenrechnung weiter voran.  

Mein Buch Kalkulation und Kostenrechnung, erschienen im Jahr 2016 und hat Bewegung in 

die österreichische Baukalkulation gebracht; nicht zuletzt auch eine Neufassung der ÖNORM 

B 2061. Sie bringt einige wesentliche Änderungen. Auffallend sind zunächst die neuen Kalku-

lationsformblätter. Ihre Struktur und die darin abgebildeten Kostenelemente entsprechen den 

aktuellen betriebswirtschaftlichen Standards besser. Der Norm ist in diesem Buch breiter 

Raum gewidmet, die wesentlichen Bestimmungen sind kommentiert und mit Beispielen hinter-

legt. Daher war es naheliegend, auch den Titel des Buches zu ergänzen. Statt einer zweiten 

Auflage liegt nun ein neues Werk vor: Kalkulation, Kostenrechnung und ÖNORM B 2061. Auch 

in vielen anderen Punkten wurden Verbesserungen und Ergänzungen vorgenommen. Viel 

Wert wurde auf Beispiele gelegt. 

In der Praxis funktioniert die Kommunikation zw der Kostenrechnungsabteilung und der Kal-

kulationsabteilung, die eigentlich Teil der Kostenrechnung sein soll, nur eingeschränkt. Diese 

Bereiche zu koppeln und ein einheitliches Verständnis für Begriffe, Struktur und Überleitungen 

zu schaffen, war erklärtes Ziel bei der Erarbeitung des vorliegenden Buches. 

Das Buch soll den Leserinnen und Lesern ein umfassendes Kostenverständnis näherbringen. 

Wie Kosten entstehen, wie sie zugeordnet und verrechnet werden können und schlussendlich 

wie sie mit der Abrechnung verdient werden können, ist oft schwer durchschaubar. Abhängig 
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von Randbedingungen, unterliegen Kostenverläufe idR komplexen Veränderungsmustern. 

Aus Vereinfachungsgründen erfolgt oft eine Proportionalisierung. Damit werden Kosten zwar 

rechenbar, ihr tatsächliches Verhalten aber nicht richtig beschrieben. Daher finden sich im 

Buch viele Querverweise zum Nachtragsmanagement. Dort gilt es, die Veränderung der Kos-

ten wegen veränderter Randbedingungen darzustellen.  

Die Frage „Was kostet eine Einheit?“ ist zwar simpel, die Antwort darauf jedoch schwierig. Sie 

kann sogar mehrere zutreffende Lösungen ergeben. Nur was als Preis verlangt wird, ist ein-

deutig. Trifft Angebot auf Nachfrage, ist die Schnittmenge der Preis.  

Betriebswirtschaftlich versierte Leserinnen und Leser werden einen Einblick in die Baukalku-

lation gewinnen und technisch versierte Kalkulantinnen und Kalkulanten werden einen Einblick 

in die Kostenrechnung gewinnen. 

Meinen Leserinnen und Lesern wünsche ich eine spannende Lektüre und viel Erfolg bei der 

Umsetzung, sei es bei der Kalkulation, bei der Preisprüfung oder im Rahmen des Nachtrags-

managements. 

 

 

Perchtoldsdorf, im März 2020                     Andreas Kropik 
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1 Einführung 

1.1 Ein geschichtlicher Rückblick auf die moderne Betriebswirtschaftslehre 

Die Anfänge der Betriebswirtschaft gehen auf das Ende des 14. Jahrhunderts zurück. Luca 

Pacioli (1445 - 1517) beschäftigte sich mit dem Handel und der doppelten Buchhaltung. Die 

moderne Betriebswirtschaftslehre etablierte sich erst in den 50er-Jahren des 20. Jahrhunderts. 

Es gelang, ein geschlossenes System der Bereiche Leistungserstellung, Leistungsverwertung 

und Finanzen zu entwickeln. Einen wesentlichen Beitrag am Konzept der modernen Betriebs-

wirtschaftslehre leistete Erich Gutenberg (1873 - 1984). Seine Theorien über die Produktions-

faktoren finden heute noch Anwendung und sind Basis betriebswirtschaftlicher Betrachtungen. 

Die Systemtheorie (Kybernetik), eine Theorie die Erscheinungen und Gesetzmäßigkeiten un-

terschiedlicher komplexer Systeme mit Hilfe einheitlicher Begriffe und Werkzeuge verstehbar 

und bearbeitbar zu machen versucht, rückte später in den Mittelpunkt der rationalen Betriebs-

lenkung. Sie wird unter anderem als Voraussetzung für das St. Galler Managementsystem 

(Fredmund Malik; *1944) gesehen. 

Es bestehen noch weitere Möglichkeiten und Methoden um Vorgänge aufzuzeigen, welche 

den Betrieb im Ganzen, in seinen Elementen oder in den Kommunikations- und Informations-

beziehungen kennzeichnen. Die Betriebswirtschaftslehre ist interdisziplinär und erfasst die 

marktorientierte Führungslehre (Marketing) ebenso wie die Neue Institutionenökonomik. Letz-

tere hat zum Ziel, durch Kooperation und Koordination des ökonomischen Verhaltens gemein-

same Vorteile der Marktpartner zu generieren.1 

Eine gesamtheitliche bauwirtschaftsbezogene Betriebswirtschaftslehre besteht bisher nicht. 

Die baubezogene Betriebswirtschaftslehre versteht sich vor allem als Baukalkulation. Dazu 

liegt auch umfangreiche Literatur vor, wobei jedoch der Konnex zur Kostenrechnung praktisch 

vernachlässigt wird. Die ÖNORM B 2061 hat sich bis zur Ausgabe 1999 noch auf eine Kos-

tenrechnungskonzeption der 1950iger-Jahre gestützt. Lediglich die einfache Zuschlagskalku-

lation war in den K-Blättern abbildbar. In der aktuellen Fassung 2020 sind wesentliche Ände-

rungen erfolgt, die modernen Kostenverrechnungsprinzipien wie der differenzierenden Zu-

schlagskalkulation entgegenkommen. 

                                                

1  Zur Geschichte der Betriebswirtschaftslehre siehe zB Lechner/Egger/Schauer, Einführung in 

die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre26, 48ff. 
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1.2 Die Kostenrechnung in Bauunternehmen 

Eine Kostenrechnung, die mehr auf Schätzung als auf fundierten Zahlen aufbaut, ist in Zeiten 

des Preis- und Kostendrucks eigentlich undenkbar. Trotzdem werden Unternehmen ohne stra-

tegische Kostenplanung geführt. Auch wenn eine Kostenrechnung etabliert ist, scheint es so, 

als ob die Schnittstelle zur Baukalkulation nur unzulänglich ausgeprägt ist. Dies kommt wahr-

scheinlich daher, weil Kalkulierende im Baubetrieb keine betriebswirtschaftliche, sondern eine 

vorwiegend technische Vorbildung besitzen und umgekehrt Betriebswirte über keine techni-

sche Ausbildung verfügen. Die Kommunikation zw den Abteilungen Kostenrechnung und 

Kalkulation ist daher häufig gestört. Der Informationsaustausch beschränkt sich auf die Wei-

tergabe einiger Verrechnungssätze, wobei Sprache und Verständnis oft unterschiedlich sind 

und die korrekte Verwendung der Verrechnungssätze daher oft zweifelhaft erscheint. 

Die Kalkulation ist aber der wichtigste Teil der Kostenrechnung. Das Ergebnis der Preisermitt-

lung entscheidet über den Erfolg des Unternehmens. Manchen Aussagen zufolge soll bei über 

90 % der Verlustbaustellen die Ursache in mangelhafter Kalkulation zu finden sein. Das mag 

zutreffen oder nicht, einen Funken Wahrheit enthält diese Annahme sicherlich. 

Tatsache ist aber, dass die beste Kalkulation nichts nützt, wenn aufgrund der dadurch höheren 

Preise die Aufträge ausbleiben. Dieses oft verwendete, aber jeder betriebswirtschaftlichen Lo-

gik widersprechende Argument soll rechtfertigen, die Kostenrechnung ausblenden zu dürfen. 

Aber gerade die Kostenrechnung und die Betriebswirtschaftslehre können Wege aus dem Di-

lemma aufzeigen. Deshalb ist es leichtsinnig, eine Befassung mit grundlegenden Erkenntnis-

sen der Betriebswirtschaftslehre zu unterlassen. 

Ein Unternehmen funktioniert nicht nach strengen Naturgesetzen. Für die Beschreibung 

der Systeme und die Prognose der Auswirkungen bestimmter Entscheidungen oder geänder-

ter Rahmenbedingungen reichen Formeln oft nicht aus. Die einfache Frage Wie hoch sind 

die Kosten? kann, je nach Zusammenhang, zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen führen. 

Wahrscheinlich fällt es naturwissenschaftlich geprägten Technikern deshalb schwer, be-

stimmte grundlegende Prinzipien der Betriebswirtschaftslehre zu akzeptieren. 

Die Beschreibung und Erklärung von betrieblichen Sachverhalten stehen im Vordergrund der 

Allgemeinen Betriebswirtschaftslehre. Die speziellen Betriebswirtschaftslehren beschäftigen 

sich mit spezifischen Problemstellungen in einzelnen Wirtschaftszweigen. Die Baubetriebs-

wirtschaftslehre zählt zu den speziellen Betriebswirtschaftslehren. Ohne Verständnis der All-

gemeinen Betriebswirtschaftslehre gibt es aber kein Fortkommen in der branchenbezogenen 

speziellen Betriebswirtschaftslehre, also auch nicht in der Baubetriebswirtschaftslehre.  
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3 Zu Kosten 

3.1 Erläuterung zur Gliederung und zu Eigenschaften 

Kosten lassen sich aus verschiedenen Blickwinkeln betrachten. Je nachdem ergeben sich 

dann andere Gliederungen aber auch andere Größen, Abhängigkeiten und Verläufe.  

Kosten lassen sich in der Kostenrechnung nach bestimmten Merkmalen sammeln. Sie werden 

den definierten Merkmalen zugeordnet oder Kosten erhalten durch die Zuordnung ein beson-

deres Merkmal.  

Es gibt aber auch Wesensmerkmale (Kosteneigenschaften) die unabhängig von ihrer Zu-

ordnung erhalten bleiben. 

Gliederungsmerkmale 

• Eine Gliederung nach der Art der verbrauchten Produktionsfaktoren führt zu Kos-

tenarten (→ 3.2). Unterschieden wird in Materialkosten, Personalkosten, Energiekos-

ten usw. Der verbrauchte Faktor findet sich meist im Namen der Kostenart. Unabhän-

gig wie mit einer Kostenart weiter verfahren wird, sie ändert sich grundsätzlich nicht. 

Unabhängig ob Materialkosten der Kostenstelle Fertigung oder der Kostenstelle Bau-

stelle oder der Kostenstelle Lagerplatz zugewiesen werden, sie bleiben weiterhin Ma-

terialkosten.  

• Die Zuordnung von Kosten zu einzelnen Sammelstellen führt zu Kostenstellen (→ 

3.3). Dieser Kostenbereich bildet Kosten wie Lagerplatzkosten, Kosten der Angebots-

legung (Vertriebskosten), Personalverrechnungskosten, Kosten für Kleingerät usw ab. 

In dieser Kostensammlung werden unterschiedliche Kostenarten zusammengeführt. 

Diese Gliederung ist betriebsindividuell.  

• Die Zurechenbarkeit zu einem Kalkulationsobjekt (Kostenstelle, Kostenträger; → 

3.4) führt zur Unterscheidung nach Einzel- und Gemeinkosten (→ 3.5). Werden Kos-

ten direkt zugeordnet werden sie Einzelkosten oder auch direkte Kosten genannt. 

Kosten die nach einem Umlageschlüssel dem Kalkulationsobjekt zugerechnet werden, 

werden Gemeinkosten oder auch indirekte Kosten genannt. Die direkte Zurechnung 

von Kosten zu einer Kostenstelle macht aus ihnen Kostenstelleneinzelkosten; im 

Gegensatz dazu die Kostenstellengemeinkosten. Werden Kosten direkt auf einen 

Kostenträger (zB einer Leistung) bezogen macht das aus ihnen Kostenträgereinzel-

kosten; im Gegensatz dazu die Kostenträgergemeinkosten. 



42 · Zu Kosten 

• Eine Gliederung nach der Herkunft der Kosten führt zu einer Unterteilung in primäre 

und sekundäre Kosten. Entstehen die Kosten durch einen Leistungsbezug von außen 

(zB Personalkosten oder Materialkosten) so werden sie primäre Kosten, entstammen 

sie einer internen Leistungsverrechnung so werden sie sekundäre Kosten genannt (zB 

Umlagen im Rahmen der Kostenträgerrechnung). Sekundäre Kosten speisen sich 

selbstverständlich aus primären Kosten. Zur Weiterverrechnung benötigen die Kosten 

aber einer Umwandlung. So werden zB Kosten von Kleinmaterial über eine Umlage 

auf das Hauptmaterial verrechnet. Die Kosten für Kleinmaterial werden sekundäre Kos-

ten genannt.  

Das Gliederungsmerkmal Kostenart ergibt sich aus den Kosten selbst, idR recht eindeutig 

(zB wird wohl niemand die Kosten für die Krankenversicherung der Mitarbeiter der Kostenart 

Material zuordnen). 

Die anderen Gliederungsmerkmale sind individuelle. Sie sind von Betrieb zu Betrieb oft stark 

unterschiedlich (zB welche Kostenstellen angelegt werden, welche Zuordnung zu Einzel- oder 

Gemeinkosten erfolgt). 

Bei der Zuordnung der Kosten zu Kostenarten und Kostenstellen sowie bei der Zuordnung 

zum Kalkulationsobjekt sind, soweit möglich, folgende Grundsätze zu beachten: 

• Grundsatz der Vollständigkeit (Verzeichnung aller Kosten), 

• Eindeutigkeit der Gliederungsmerkmale (zB bei der Definition der Kostenstellen und 

Kostenarten), 

• Einheitlichkeit der Zuweisung von Kosten (keine Überschneidungen), 

• Beibehaltung der Zuordnung über mehrere Perioden (Anwendungssicherheit, Ver-

gleichbarkeit) und das alles unter dem 

• Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Anwenderfreundlichkeit. 

Es bestehen auch noch andere Einteilungen. Für die Liquiditätsplanung ist die Kenntnis über 

die Ausgabewirksamkeit von Kosten erforderlich (→ 3.6). 

Wesensmerkmale 

Kosten können aber auch ein bestimmtes Verhalten aufweisen. Das sind Wesensmerkmale 

von Kosten. Unabhängig wie die Gliederung der Kosten erfolgt, das Wesensmerkmal bleibt 

dabei erhalten. Von besonderer Bedeutung ist das Verhalten von Kosten in Abhängigkeit von 

der Beschäftigung und bei Beschäftigungsänderungen. Das führt zur Unterscheidung in fixe 

und variable Kosten (→ 3.8). 
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4 Kostenbeeinflussende Umstände und Gesetzmäßigkeiten von Kosten 

In Abhängigkeit von Rahmenbedingungen können Kostengesetzmäßigkeiten und Kostenten-

denzen beobachtet werden. Kostenverläufe sind keinen naturgesetzlichen Regeln unterwor-

fen, weshalb eine einzig gültige Kostenfunktion nicht besteht. Zum Beispiel besteht eine allge-

mein gültige Formel zur Berechnung der Gravitationskraft, die ein exaktes und eindeutiges 

Ergebnis liefert. Solch eine universell gültige Formel, die Kosten ermittelt, die unabhängig vom 

Unternehmen und für alle das gleiche, einzig gültige Resultat liefert, gibt es nicht. 

Gesetzmäßigkeiten von Kostenverläufen sind daher nicht zwingend. Sie können deduktiv37 

oder induktiv38 hergeleitet werden. Auch die Hermeneutik39 kann Erkenntnisse bringen. 

Brauchbare Lösungen ergeben sich oft erst aus einem Methodenpluralismus, der es ermög-

licht, Sachverhalte unter verschiedenen methodischen Ansätzen zu ergründen.40 

Aus der Diskussion über die Kostenänderungen bei Änderungen des Umfeldes folgt, dass 

Änderungen nicht durch eine einzige Kostenkurve (Kostenfunktion) beschrieben werden kön-

nen. Nur ein System von Kostenkurven kann die verschiedenen Anpassungsmaßnahmen be-

schreiben. Daher gibt es nicht nur einen einzigen Wert für die Erklärung der kostenmäßigen 

Zusammenhänge. Das führt zu einer weiteren Erkenntnis, dass es unmöglich ist, Theorien 

über Gesamt- und Stückkostenverläufe mit Anspruch auf allgemeine Gültigkeit zu entwickeln.  

Für die Praxis ist die Kenntnis über grundlegende Einflüsse auf Kosten von Bedeutung. Nur 

wenn die Zusammenhänge verstanden werden, kann, bezogen auf die speziellen Umstände 

und Gegebenheiten, zunächst eine qualitative Aussage über den Verlauf der Kosten bei Än-

derung der Rahmenbedingungen getätigt werden.  

                                                

37  Die Deduktion versucht mit Hilfe eines logischen Schlusses aus allgemeinen Annahmen und 

Gesetzmäßigkeiten eine Aussage über einen Einzelfall abzuleiten. Dabei erfolgt der Schluss 

vom Allgemeinen auf das Besondere.  

38  Bei der Induktion wird aus Beobachtungen von Einzelfällen auf das Allgemeine geschlossen. 

Auf diese Weise gelangt man zum Nachweis von Gesetzmäßigkeiten. Bei dieser Methode muss 

allerdings darauf geachtet werden, dass aus den Einzelbeobachtungen heraus keine falschen 

Schlüsse gezogen werden. Um das Ergebnis nicht zu verfälschen, müssen die Einzelbeobach-

tungen repräsentativ sein.  

39  Methode des Wahrnehmens und Verstehens. Vorläufige Annahmen werden für ein besseres 

Verständnis benutzt.  

40  Lechner/Egger/Schauer, Einführung in die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre26, 97. 
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Rechenmodelle sind, bedingt durch die zuvor angeführten Umstände, daher zwangsweise 

sehr vereinfacht. Wenn die Annahmen im Modell widerspruchsfrei sind, wird das Ergebnis der 

Modellberechnung eine zutreffende Größenordnung liefern. Insbesondere für das Nachtrags-

management ist diese Feststellung wichtig. Jedes bauwirtschaftliche Modell, mit dem die Kos-

tenauswirkung von Ablaufstörungen ermittelt wird, darf nicht für sich beanspruchen, die einzig 

wahre Lösung geliefert zu haben. 

4.1 Wachstumsgesetz 

Wachstumsgesetze legen dar, wie sich Kosten von ähnlichen Produkten bzw Projekten bei 

unterschiedlicher Größe verhalten. Die Gesamtkosten für die Herstellung eines Gebäudes mit 

x m² Nutzfläche steigen degressiv mit der Erhöhung der Nutzfläche, die sich aus der Änderung 

der Abmessungen ergibt.  

4.2 Mengengesetz 

Mengengesetze untersuchen den Einfluss der Stückanzahl und der Losgröße (zB Umsatz der 

Baustelle) auf die Kosten. Die Lernkurve, die als Teil der Mengengesetze auch als Einarbei-

tungseffekt bekannt ist, besagt, dass die Vorgabezeiten erst nach einer gewissen Anlernzeit 

erreicht werden. Bei der Kostenermittlung spielt die Losgröße eine wichtige Rolle, weil sich 

Einmalkosten, Rüstzeiten, Wegzeiten usw bei zunehmender Losgröße degressiv verhalten. 

Die Kosten pro m² für die Herstellung einer Straßendecke sind nach Grabungsarbeiten wegen 

eines Rohrgebrechens ungleich höher, als wenn die Straßendecke einer Ortsumfahrung her-

gestellt wird.  

4.3 Leistungsgesetz 

Leistungsgesetze erfassen jene Gesetzmäßigkeiten, die von der betrieblichen Leistung (von 

der Produktionsmenge je Zeiteinheit) abhängig sind. Aus der Gruppe der Leistungsgesetze ist 

jenes bedeutsam, das besagt, dass ein Unternehmen bei schlechter Auslastung zwar niedri-

gere Gesamtkosten, jedoch höhere Kosten je Produktionseinheit haben wird als ein kleineres, 

aber voll ausgelastetes Unternehmen haben kann. 

Eine Erhöhung der Auslastung führt zu einer Kostendegression. Je höher die Auslastung, 

desto niedriger sind die Fertigungskosten je Produktionseinheit. Die Auslastungsdegression 

stellt eine der wirkungsvollsten Komponenten für die Kostenbeeinflussung dar. Das Wissen 

über die Auslastungsdegression führt beispielsweise zur Grenzkostenrechnung. Bis zur 
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8 Kostengrundlagen 

Für die Festsetzung von Kosten müssen die entsprechenden Kostengrundlagen festgestellt 

werden. Kostengrundlagen beeinflussen die Höhe der Kosten. Unterschieden wird zwischen 

• allgemeine Kostengrundlagen und  

• unternehmensindividuellen Kostengrundlagen.  

Die allgemeinen Kostengrundlagen ergeben sich aus verbindlichen Regeln (Gesetze, Ver-

ordnungen, Kollektivverträge), aber auch aus allgemein zugänglichen Vorgaben und Werten, 

wie zB Listenpreisen, der ÖBGL udgl. Sie treffen grundsätzlich jeden in der gleichen Sparte 

tätigen Unternehmer. 

Individuelle Kostengrundlagen hängen hingegen vom Unternehmen, dessen Möglichkeiten, 

der Organisation usw ab. Die Ausstattung mit Geräten und Maschinen, die Qualifikation und 

Motivation der Mitarbeiter, aber auch die Art der Kostenrechnung (zB Zuordnung der Kosten 

zu einzelnen Kostenträgern, interne Kostenverrechnung) zählen zu den individuellen Kalkula-

tionsgrundlagen. 

Die Kosten vieler Produktionsfaktoren sind sowohl von allgemeinen als auch von individuellen 

Grundlagen beeinflusst. Der Listenpreis einer Ware stellt beispielsweise die allgemeine Kos-

tengrundlage dar, das Verhandlungsgeschick, also zu welchem Preis die Ware dann tatsäch-

lich bezogen wird, hingegen die individuelle Kostengrundlage. Der Kollektivvertrag (KollV) 

stellt die allgemeine, eine gewährte freiwillige Überzahlung oder ein gewähltes Arbeitszeitmo-

dell die individuelle Grundlage dar.  

Das Preisniveau für Beschaffungen, wie zB Subunternehmerleistungen, Personal oder Mate-

rialien, ist auch vom Ort der Leistungserbringung abhängig (regionales Preisniveau).  

Aus anderer Sicht kann zwischen 

• unternehmensbezogenen und  

• projektbezogenen  

Kalkulationsgrundlagen unterschieden werden. Das ist auch eine Unterscheidung, die für die 

Kostenzuordnung relevant ist, weil sich daraus Gemeinkosten und (projektbezogene) Einzel-

kosten ergeben. 

Unternehmensbezogene Kalkulationsgrundlagen ergeben sich im Wesentlichen aus den 

unternehmensbezogenen Fixkosten und den in der Kostenrechnung festgelegten Gemeinkos-

ten.  
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Projektbezogene Kalkulationsgrundlagen ergeben sich aus der Art der nachgefragten Leis-

tung, der Schwierigkeit der Arbeitsdurchführung, den Vertragsbedingungen, dem Ort und der 

Lage der Baustelle usw. 

Kosten gilt es zu erfassen und einer Verrechnung zuzuführen. Die Kostenartenrechnung und 

Kostenstellenrechnung helfen dabei. 

Ziel der Kostenartenerfassung ist es, die Kosten des Einsatzes und Verbrauchs von Pro-

duktionsfaktoren möglichst nahe an ihren Umwandlungsprozess zur Leistung heran zu 

führen. Je mehr ein direkter Zusammenhang zw Kosten und Leistung hergestellt werden kann, 

desto genauer kann der Verbrauch von Kosten abgeschätzt werden. 

Im Falle eines gestörten Bauablaufs passen tatsächlich verbrauchte Kosten mit den geplanten 

Kosten idR nicht überein. Es kommt zu Mehrkosten. 

 

Relevanz für die Baupraxis und das Nachtragsmanagement 

Direkt zugeordnete Kosten sind nicht mit variablen Kosten gleichzusetzen. Lohnkosten 

je Leistungseinheit einer mit dem LV vereinbarten Position sind, auch wenn der Kalku-

lationsansatz bspw 1,0 Std/LE lautet, keine variablen Kosten. Man stelle sich nun einen 

von heute auf morgen angeordneten Baustopp vor. Nicht einmal die Kosten für Lea-

singpersonal sind von heute auf morgen abbaubar, geschweige denn die Lohnkosten 

des Stammpersonals. Die Kosten laufen weiter, die Vergütung setzt aus, weil es nichts 

zu verrechnen gibt, wenn keine Leistungseinheiten erbracht werden. Einem Wunder 

würde es gleichkommen, wenn von heute auf morgen Ersatzbeschäftigung vorliegt. 

Siehe auch zur Kostenremanenz Kapitel 3.8.9.2 (80). 
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9 Die ÖNORM B 2061: Preisermittlung für Bauleistungen 

9.1 Zweck und Regelungsinhalt der ÖNORM B 2061 

Die ÖNORM B 2061 (Preisermittlung für Bauleistungen) liegt aktuell in der Ausgabe des Jah-

res 2020 vor (nachfolgend B 2061:2020). Sie besteht bereits seit dem Jahr 1947 und hat seit-

dem sechs Überarbeitungen erfahren. Seit der Fassung 1987 enthält sie im Anhang auch Kal-

kulationsformblätter (K-Blätter). 

 

B 2061:2020 

Vorwort  

Diese ÖNORM beschreibt Möglichkeiten für die Ermittlung der Preise von Bauleistun-

gen und regelt die Darstellung ihrer Ermittlung. 

Die vorliegende Ausgabe ersetzt die Ausgabe ÖNORM B 2061:1999, die technisch 

überarbeitet wurde. Die wesentlichen Änderungen sind nachfolgend angeführt, wobei 

diese Zusammenstellung keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt: 

Die Möglichkeiten zur Darstellung der Preisermittlung (zB gestaffelte Zuschläge) wur-

den erweitert. 

Das Verfahren zur Ermittlung und die Darstellung von Gesamtzuschlägen wurden ge-

ändert. 

Usancen über jene von Bauhauptgewerbe/Industrie hinaus (zB Gebäudetechnik, elekt-

romechanische Ausrüstungen, Vorfertigung, Professionisten, Stahlbau) wurden ver-

stärkt, z. B mit der Einführung von Fertigungsgemeinkosten, berücksichtigt. 

Der Inhalt wurde besser strukturiert. 

Die normativen Verweisungen und die Literaturhinweise wurden aktualisiert. 

… 

 

Schon das Vorwort deutet an, dass die ÖNORM Möglichkeiten beschreibt. Damit kommt zum 

Ausdruck, dass eine Kalkulation auch abseits der Norm möglich ist, wenn die Darstellung, 

gemeint sind die K-Blätter, nach ihren Vorgaben erfolgt. 

Eine Übersicht der wesentlichen Änderungen findet sich im nachfolgenden Kapitel. 
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B 2061:2020 

1 Anwendungsbereich 

Diese ÖNORM legt Verfahren der Preisermittlung von Bauleistungen fest. Sie gibt, 

ohne die unternehmerische Kalkulationsfreiheit im konkreten Anlassfall einzuschrän-

ken, Hinweise für den möglichen Aufbau der Kalkulation und regelt die Darstellung der 

Preisermittlung. 

Die Regelungen dieser ÖNORM stellen eine Leitlinie für die Überprüfung der Ange-

messenheit von Preisen sowie zur Ermittlung und Prüfung von Mehr- oder Minderkos-

tenforderungen bei Leistungsabweichungen dar. 

 

Diese ÖNORM beschreibt Verfahren der Preisermittlung und gibt Hinweise für den möglichen 

Aufbau der Kalkulation. Dabei will sie, was in einer Marktwirtschaft selbstverständlich ist, die 

Kalkulationsfreiheit des Unternehmers nicht einschränken. Im konkreten Einzelfall kann daher 

für die Kalkulation auch ein anderer Aufbau gewählt werden; die ÖNORM gibt lediglich Hin-

weise für einen möglichen Aufbau der Kalkulation. 

Eine mögliche, und wohl auch die gravierendste wäre, nicht die Zuschlagskalkulation anzu-

wenden, weil sie etwa im Unternehmen nicht das generelle Kostenverrechnungssystem dar-

stellt oder weil andere Ausprägungen der Zuschlagskalkulation angewandt werden (zu Kos-

tenverrechnungssystemen siehe Kapitel 6 (113)). 

Die ÖNORM ist für die Preisermittlung für Bauleistungen anzuwenden. Die ÖNORM 

B 2110:2013 definiert Bauleistung wie folgt: 

 

B 2110:2013 

3.6 Bauleistungen  

Herstellung, Änderung, Instandsetzung, Demontage oder Abbruch von Bauwerken und 

Bauteilen, Landschaftsbau und sonstige Bauarbeiten jeder Art im Rahmen eines Werk-

vertrages, ferner erforderliche Vorbereitungs- und Hilfsarbeiten sowie Errichtung und 

Demontage oder Abbruch von Hilfsbauwerken sowie Leistungen der Haustechnik Zu 

den Leistungen der Haustechnik gehören die Herstellung, Änderung, Reparatur und 

Demontage von haustechnischen Anlagen und von Teilen derselben, zB aus den Be-

reichen der Lüftungstechnik, Kältetechnik, Heizungstechnik, Sanitärtechnik, Elektro-

technik, Nachrichtentechnik, des Aufzugbaues sowie weiterer technischer Gebäude-

ausrüstungen. 

 

Dienstleistungen wie Planungsleistungen, Bauaufsicht, Projektsteuerung, Erstellung von 

Gutachten und Befunden, Reinigungsleistungen usw, aber auch Lieferleistungen (zB für 
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9.4 Kalkulationsschema der ÖNORM B 2061 

9.4.1 Kostenartengruppen 

Die ÖNORM B 2061 unterscheidet folgende Kostenartengruppen: 

 

B 2061:2020 

5 Kostenarten der Baukalkulation, ihre Grundlagen und Darstellung  

5.1 Allgemeines 

Für die Ermittlung von Kosten ist, unabhängig davon, ob sie auf der Baustelle oder im 

Gesamtbetrieb entstehen, die Gliederung in die folgenden Kostenarten vorgesehen: 

Personalkosten (siehe 5.2),  

Materialkosten (siehe 5.3),  

Gerätekosten (siehe 5.4),  

Kapitalkosten (siehe 5.5), 

Kosten für Fremdleistungen (siehe 5.6),  

andere Kosten (siehe 5.7). 

 

Die vorgesehene Gliederung ist eine übliche und bildet sich auch im ÖPWZ-Kontenrahmen ab 

(→ 6.3.2.1 (128)). Daher ist auch die Buchhaltung grundsätzlich nach diesen Kostenarten ge-

gliedert.  

Jede Kostenart ist ausführlich betreffend ihrer Grundlagen, Herleitung und Darstellung in der 

ÖNORM weiter beschrieben (Abschnitte 5.2 bis 5.7). Im vorliegenden Buch finden sich zu 

jeder Kostenart zunächst eine allgemeine Beschreibung der jeweiligen Kostenart, nachfolgend 

die Erläuterung der Regelungen der ÖNORM B 2061, Beispiele zu den K-Blättern (K3, K4 und 

K6) sowie die Verwendung der Kostenart zur Ermittlung der Einzelkosten: 

• Personalkosten siehe Kapitel 9.5 (225),  

• Materialkosten siehe Kapitel 11 (449),  

• Gerätekosten siehe Kapitel 12 (473),  

• Kosten für Fremdleistungen siehe Kapitel 13 (537),  

• Kapitalkosten siehe Kapitel 14 (543) und 

• andere Kosten siehe Kapitel 15 (559). 

Zusammenfassende Kalkulationen finden sich in Kapitel 20 (685). 
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9.4.2 Zuschlagskalkulation 

Die ÖNORM B 2061 bildet die Zuschlagskalkulation ab (→ 6.3 (119)). Sie trennt in Einzel- 

und Gemeinkosten; dies ist das Wesen der Zuschlagskalkulation.  

Der einleitende Hinweis in Abschnitt 6 ist entbehrlich. Er führt ev sogar zu falschen Rück-

schlüssen. Die Zuschlagskalkulation ist keine Darstellungsform, was die ÖNORM suggeriert, 

sondern ein Kalkulationsverfahren. Nur wenn dieses im Unternehmen Anwendung findet, kann 

auch eine mit fundierten Zahlen hinterlegte Darstellung der Kalkulation erfolgen. 

Für die Kalkulation typischer Bauleistungen wird das Grundprinzip der Kostenrechnung immer 

einer Zuschlagskalkulation entsprechen. Für die Kalkulation anderer Leistungen ist die 

ÖNORM B 2061 auch nicht vorgesehen (→ 9.1 (179)).  

 

B 2061:2020 

6 Preisermittlung 

6.1 Allgemeines 

Die Darstellung der Preisermittlung erfolgt in Form einer Zuschlagskalkulation. 

Die Preisermittlung ist auf Basis der Kostenarten-Grundlagen nach Abschnitt 5 in der 

folgenden Gliederung darzustellen: 

- Einzelkosten, 

- Baustellengemeinkosten, 

- Geschäftsgemeinkosten, 

- Finanzierungskosten, 

- Wagnis, 

- Gewinn. 

 

Soll die ÖNORM B 2061 der Kalkulation anderer Leistungen als Bauleistungen zugrunde ge-

legt werden, etwa Dienstleistungen wie zB Leistungen einer Projektsteuerung, sind Abwei-

chungen vom vorgegebenen Aufbau der Kalkulation unvermeidbar. 

Dienstleistungsunternehmen, die immaterielle Leistungen anbieten, verwenden idR nicht das 

Konzept der Zuschlagskalkulation. 

Deshalb ist die ÖNORM auch nicht als Darstellungsnorm von Kalkulationen anderer Leistun-

gen als Bauleistungen geeignet. 
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10.4 Bestimmung der Personalnebenkosten 

Die Personalnebenkosten stellen einen wesentlichen Kostentreiber dar. An dieser Stelle wer-

den die Personalnebenkosten von produktiv tätigem Personal besprochen. Dieses zählt ar-

beitsrechtlich idR zu Arbeitern (Lohnempfängern). Daher wird in weiterer Folge auch die Ver-

wendung der Bezeichnung Lohnnebenkosten. 

Sind Gehaltsempfänger in diesem Sinn produktiv tätig, erfolgt die Berechnung analog. Zu den 

Gehaltsnebenkosten siehe auch Kapitel 10.7.2 (415). 

Die ermittelten Personalkosten ergeben jene Größe die direkt der Leistungserbringung, über 

die Verknüpfung mit dem Aufwandswert, zugeordnet wird: 

 

𝐸𝑖𝑛𝑧𝑒𝑙𝑝𝑒𝑟𝑠𝑜𝑛𝑎𝑙𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛 𝑗𝑒 𝐿𝐸 = 𝐏𝐞𝐫𝐬𝐨𝐧𝐚𝐥𝐤𝐨𝐬𝐭𝐞𝐧 𝐣𝐞 𝐙𝐞𝐢𝐭𝐞𝐢𝐧𝐡𝐞𝐢𝐭 x 
𝑍𝑒𝑖𝑡𝑎𝑢𝑓𝑤𝑎𝑛𝑑

𝐿𝐸
 

 

Daher sind die Personalnebenkosten auf Basis der Anwesenheitszeit in der produktive Ar-

beit verrichtet werden kann zu ermitteln! 

Im Rahmen der Kalkulation der Personalnebenkosten von Gehaltsempfängern wird auch die 

Ermittlung auf Basis des Bruttoentgelts besprochen (→ 10.7.2 (415)).  

10.4.1 Grundlegender Aufbau einer Lohnnebenkostenermittlung 

Die produktive Arbeitszeit stellt den Kostenträger für die bezahlte Arbeitszeit dar. Ausge-

hend von der bezahlten Arbeitszeit ist die produktive Arbeitszeit durch Abzug der Ausfallzeiten 

zu ermitteln.  

Die Ausfallzeiten können in Kategorien eingeteilt werden. Es gibt Ausfallzeiten, die nicht zu 

bezahlen sind. Darunter fallen Samstage und Sonntage. Die bezahlten Arbeitstage verbleiben. 

Werden von diesen die gesetzlich oder kollektivvertraglich bestimmten Ausfallzeiten, wo-

runter vor allem Urlaubstage und bezahlte Feiertage fallen, abgezogen, ergibt sich die maximal 

mögliche Anwesenheitszeit im Betrieb. Davon sind die persönlichen Ausfallzeiten wegen 

Krankheit und anderer persönlicher Verhinderungsgründe, die im Arbeitsrecht bzw im KollV 

festgehalten sind, abzuziehen (zB bei Heirat, Übersiedelung usw). Damit gelangt man zur An-

wesenheitszeit. Davon sind nun die betrieblich bedingten Nichtarbeitszeiten abzuziehen 
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(beispielsweise Zeiten für Schulungen, Wartezeiten auf Aufträge, anteilige Ausfallzeiten für 

Betriebsräte93 udgl). Das Resultat ist die produktive Arbeitszeit.  

 

 

Abbildung 55: Von Kalendertagen zur produktiven Arbeitszeit 

 

Die produktive Arbeitszeit kann in die produktive Brutto- und die Netto-Arbeitszeit unterteilt 

werden. Die Differenz zw beiden sind projektbezogene Ausfallzeiten. Durchschnittlich erwart-

bare, aber eigentlich projektbezogene Ausfallzeiten, wie zum Beispiel für Ladearbeit, Warte-

zeiten zB wegen Fehldispositionen oder Fehlerbehebung, aber auch Ausfallzeiten wegen 

Schlechtwetter können berücksichtigt sein. Dann ergibt sich die produktive Netto-Arbeitszeit.  

Bei Ausfallzeiten wegen Schlechtwetter gilt es zu unterscheiden, ob eine Rückvergütung 

erfolgt oder nicht. Ausfallzeiten reduzieren die produktive Arbeitszeit (der Kostenträger wird 

dadurch kleiner). Ob diese Ausfalltage auch etwas „kosten“, richtet sich danach ob der Betrieb 

dem Schlechtwetter-Entschädigungsgesetz unterliegt oder nicht. 

Ob nun derartige projektspezifische Ausfallzeiten im Zeitansatz (also im Aufwandswert) oder 

im Kostenansatz Berücksichtigung finden, spielt sich oft in einer Grauzone ab. Werden Auf-

wandswerte ermittelt (aus IST-Daten ausgeführter Projekte) ist der Zeitaufwand für eine Leis-

tungserbringung oftmals nicht genau abgrenzbar. 

                                                

93  Die Kosten dafür werden oft auch alternativ bei den Personalgemeinkosten oder bei den Ge-

schäftsgemeinkosten erfasst. 

     Kalendertage

-   Unbezahlte Tage

      (Samstage und Sonntage)

=   Bezahlte Arbeitstage

-   Gesetzlich geregelte Ausfallszeiten

      (Urlaub, Feiertage)

=   Maximal mögliche Anwesenheitszeit

-   Persönliche Ausfallszeiten

      (Krankheit, pers. Gründe lt Arbeitsrecht bzw KV)

=   Anwesenheitszeit

-   Betrieblich bedingte Ausfalls-/Nichtarbeitszeiten

      (Wartezeiten auf Aufträge, unprod. Tätigkeiten)

=   Produktive Brutto-Arbeitszeit

-   Projektbezogene Ausfallszeiten

      (Schlechtwetter und andere unprod. Zeiten)

=   Produktive Netto-Arbeitszeit
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Beispiel 28: Von den IST-Werten zum Aufwandswert 

Wurden zB 2.000 Einheiten hergestellt und wurden dafür 1.000 Stunden aufgewendet, be-

trägt der Aufwandswert 0,5 Std/EH. Das ist ein IST-Wert, weil der Ermittlung IST-Werte 

zugrunde liegen. Bei der Ermittlung der Stunden dürfen aber nur die tatsächlich der Bau-

stelle zur Verfügung stehenden Anwesenheitszeiten (produktive Arbeitszeiten) berücksich-

tigt werden. Persönliche Ausfallzeiten wie Krankheit, Urlaub oder für Arztbesuche werden 

ja über die umgelegten Lohnnebenkosten erfasst; sie stecken daher im Kostenansatz (Mit-

tellohnpreis). Sie müssen nicht über den Aufwandswert, der dann über 0,50 Std/EH liegen 

würde, verdient werden. 

Viele anfallenden projektbezogenen Unproduktivitäten können meist von den tatsächlich 

produktiven Zeiten nicht abgegrenzt werden. Diese werden dann Teil des in der IST-Rech-

nung ermittelten Aufwandswertes.  

Können sie erfasst werden, wird die Stundensumme reduziert und der Aufwandswert sinkt 

(zB 900 Std / 2000 = 0,45 Std/EH). Damit wird gleichzeitig das Verhältnis zw bezahlten und 

produktiven Stunden schlechter, was, wie nachfolgend noch gezeigt wird, die umgelegten 

Lohnnebenkosten steigen lässt.  

 

Exkurs 10: Berücksichtigung von Kosten im Zeitansatz oder im Kostenansatz 

Ob für die Ermittlung der lohnbezogenen Kosten die mögliche produktive Arbeitszeit 

oder die tatsächlich produktive Arbeitszeit den Kostenträger darstellt, richtet sich da-

nach, ob die projektbezogenen Ausfallzeiten im Aufwandswert berücksichtigt sind oder 

nicht.  

Bei der Ermittlung von Planwerten für die Aufwandswerte ist daher zu dokumentieren, 

welche Zeiten bereits über den Aufwandswert abgedeckt werden. Ergibt sich der Auf-

wandswert aus den Anwesenheitszeiten des produktiven Personals auf der Baustelle 

dividiert durch die erbrachte Leistung, so enthält der Aufwandswert bereits anteilig die 

projektbezogenen Ausfallzeiten. In einer Stundensatzkalkulation sind projektspezifi-

sche Ausfallzeiten dann nicht mehr zu berücksichtigen. Enthält hingegen der Auf-

wandswert die projektbezogenen Ausfallzeiten nicht, weil sich der Aufwandswert aus 

der Division der produktiven Arbeitszeit durch die produzierte Leistung ergibt, so ist die 

projektbezogene Ausfallzeit in der Stundensatzkalkulation entsprechend zu berück-

sichtigen.  
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10.5 ÖNORM 2061: Personalpreiskalkulation (Mittellohnpreis, K3-Blatt) 

10.5.1 Allgemeine Erläuterungen zum K3-Blatt 

Die Kalkulation des Personalpreises ist mit dem Kalkulationsformblatt K3 der ÖNORM B 2061 

gut möglich. Es bietet genügend individuellen Spielraum und es lassen sich auch diverse Son-

derprobleme (zB Umlage der Kosten für dispositive Tätigkeiten, für unproduktive Zeiten, für 

Fertigungsgemeinkosten oder für Baustellengemeinkosten) in die Darstellung integrieren.  

Für die Ermittlung einzelner Werte, wie zB für Aufzahlung für Mehrarbeit und Erschwernisse 

oder Aufwandsentschädigungen (Sondererstattungen wie Dienstreisevergütungen, Taggeld 

udgl), müssen idR Nebenrechnungen ausgeführt werden. Dafür können eigene Formulare ge-

neriert werden; die ÖNORM B 2061 stellt keine zur Verfügung. Das hat mehrere Gründe. Zum 

einen können Werte aus der Kostenrechnung übernommen werden, dann erübrigt sich eine 

weitere formularmäßige Berechnung. Zum anderen regt jedes NORM-Formular an, es bei der 

Angebotsprüfung auch gleich standardmäßig abzufragen. Die ÖNORM gibt damit zu verste-

hen, dass nicht bereits standardmäßig in diese Detailtiefe vom AG Einblick in die Kalkulation 

genommen wird. Das soll aber nicht hindern, bei unplausiblen Werten Detailaufklärung verlan-

gen zu können.  

 

Hinweis: Sich strikt an den formalen Aufbau des K3-Blattes der ÖNORM zu halten ist 

nicht notwendig. 

 

B 2061:2020 

7 Kalkulationsformblätter 

Für die Darstellung der Preisermittlung sind zweckmäßigerweise Kalkulationsformblät-

ter gemäß den Mustern im Anhang A zu verwenden. 

Individuelle Kalkulationsformblätter müssen zumindest den gleichen Informationsge-

halt wie jene aus Anhang A dieser ÖNORM aufweisen. 

 

Das nachfolgend in den Beispielen ab Kapitel 10.5.2 (307) verwendete K3-Blatt 

unterscheidet sich vom Muster der ÖNORM geringfügig. ZB ist für die Werte der Zeilen 

6 bis 8 als Basis die Zeile 5 angegeben und in den Zeilen 17a bis d (17i) sind nicht nur 

Eurobeträge, sondern auch Prozentsätze darstellbar. Die Nebenrechnungen (Hilfskal-

kulation) für die Ermittlung der Werte stellen auf dieses individualisierte K3-Blatt ab. 
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Nachfolgend finden sich auf einzelne Branchenkollektivverträge aufbauende Musterkalkulati-

onen. 

Zunächst erfolgt eine allgemeine Erläuterung und Kommentierung der einschlägigen Bestim-

mungen der ÖNORM B 2061 zum K3-Blatt.  

Verlangt ein Auftraggeber (AG) die Darstellung der Zusammensetzung der Personalkosten so 

hat das mit dem Formblatt K3 zu erfolgen. Insbesondere öffentliche AG benötigen detaillierte 

Angaben, um die Preisangemessenheit iSd BVergG prüfen zu können. Spätestens im Nach-

tragsmanagement kommt der Gliederung der Personalkosten eine Bedeutung zu, wenn ge-

änderte Bauumstände zu geänderten Kosten führen (sollen).  

Im oberen Bereich des K3-Blattes sind neben den allgemeinen Angaben zum Projekt, zum 

Unternehmer (UN) und zum Auftraggeber (AG) und deren Projekt-Geschäftszahlen (Gz) auch 

Angaben über den verwendeten Kollektivvertrag (KV), über das Datum des Kollektivvertrags 

(Gültigkeit) und zur individuellen Bezeichnung bzw Betriebsmittelnummer anzugeben. Letztere 

Angabe ist insbesondere dann wichtig, wenn mit mehreren Lohnarten kalkuliert wird, und da-

her mehrere K3-Blätter vorliegen. 

 

B 2061:2020 

5.2.3 Darstellung 

Die detaillierte Darstellung der Personalkosten hat im Formblatt K3 (siehe Anhang A) 

zu erfolgen. 

In diesem Formblatt wird die Zusammensetzung der Personalkosten vor Zurechnung 

und die Hinzurechnung von weiteren Kosten (Personalgemeinkosten, Umlagen von 

Kosten) sowie des Gesamtzuschlags dargestellt. 

In der Kopfzeile des Formblattes K3 ist der Darstellungsinhalt (Grundlage „Lohn“ bzw. 

„Gehalt“ sowie Kalkulationszweck „Montage“, „Vorfertigung“ bzw. „Regie“) anzugeben. 

Das Ergebnis der Darstellung im Formblatt K3 ist der Mittellohn-, Mittelgehalt-, Regie-

lohn- oder Regiegehalt-Preis. Das im Formblatt K3 dargestellte Ergebnis stellt eine 

Kalkulationsgrundlage für den Preisanteil „Lohn“ dar. 

 

Das K3-Blatt ist ein multifunktionales Blatt, welches der Ermittlung eines Lohnpreises und 

der Ermittlung eines Gehaltspreises dienen kann. Die ÖNORM spricht ganz allgemein vom 

Personalpreis. 
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11 Materialkosten 

11.1 Allgemeines 

Materialkosten ergeben sich aus dem monetär bewerteten Verbrauch von Material zum Zweck 

der Erstellung der betrieblichen Leistung. Dabei wird zw den 

• direkt der Leistung zurechenbaren primären Materialkosten (auch Materialeinzelkosten) 

und in die 

• nur indirekt zurechenbaren Materialgemeinkosten (zB Kosten für Einkauf und Lagerhal-

tung) unterschieden. 

Alle dem Material zugeordneten Kosten werden zu Materialkosten. 

Die Einzelmaterialkosten ergeben sich durch Multiplikation der Materialkosten mit dem Ver-

brauch des Materials (→ 12.9 (517)).  

11.2 Erfassung der Verbrauchsmenge 

Der Verbrauch wird grundsätzlich mengenmäßig erfasst (zB wieviel Stück wurden verbraucht). 

Im Rahmen einer IST-Kostenerfassung kann der Materialverbrauch statt mengenmäßig auch 

wertmäßig erfasst werden (zB wieviel Geld wurde aufgewandt und über den Wert je Einheit 

wird auf die Menge geschlossen). Die Mengenerfassung hat aber den Vorteil, dass keine Be-

wertungsprobleme auftreten.  

Im Rahmen der Kalkulation, also der PLAN-Kostenerfassung erfolgt idR immer eine Trennung 

in Verbrauch und Bewertung.  

Im Rahmen der IST-Kostenerfassung oder um Referenzwerte zu erlangen, ist die Materialer-

fassung oftmals notwendig. Bei Pauschalverträgen ist sie oft die einzige Möglichkeit, um den 

Leistungsstand überschlägig bestimmen zu können, auch im Nachtragsmanagement ist die 

Verbrauchsmengenerfassung oft notwendig. 

Nicht zu übersehen ist, dass die Mengenerfassung für Lagerhaltung und Bestellmanagement 

sowie die Zuordnung von Mengen bzw Materialkosten zu einzelnen Kostenstellen unbedingt 

notwendig ist.  

Für die nachträgliche Erfassung der Verbrauchsmengen gibt es verschiedene Verfahren, von 

denen einige nachfolgend näher erörtert werden.  

Beim Inventurverfahren wird der Verbrauch an Material für einen bestimmten Zeitraum er-

mittelt, in dem der Anfangsbestand zu Beginn der Periode und der Materialzugang innerhalb 
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der Periode mit dem Endbestand am Ende der Periode verglichen wird (Anfangsbestand + 

Zugang - Endbestand = Materialverbrauch). Dieser Vergleich wird auch Inventur genannt. Das 

Inventurverfahren eignet sich dazu, den Materialverbrauch im Nachhinein (ex post) zu bestim-

men. Das Inventurverfahren ergibt den IST-Materialverbrauch. 

Das Fortschreibungsverfahren ist für die Verbrauchsmengenermittlung am genauesten und 

liefert nahezu tagesaktuelle Ergebnisse. Jede Entnahme wird mit einem Entnahmeschein und 

jede Anlieferung mit einem Lieferschein belegt. Wenn die materialanfordernde Kostenstelle 

am Entnahmeschein vermerkt wird, ist die genaue Zuordnung möglich. Fortschreibungsver-

fahren ergibt den IST-Materialverbrauch. 

Ein anderes Verfahren ist die Stückrechnung. Die Stückrechnung eignet sich sowohl für die 

Betrachtung ex post als auch für die Betrachtung ex ante. Dabei wird entweder von den er-

brachten oder den noch zu erbringenden Leistungen ausgegangen. Für die bereits erbrachten 

(ex post; für die Nachkalkulation) oder für die noch zu erbringenden (ex ante; für die Kalkula-

tion) Leistungen (Mengen) wird der SOLL-Materialverbrauch ermittelt bzw festgelegt, indem 

die produzierten Einheiten mit dem SOLL-Verbrauch pro Einheit multipliziert werden. Der 

SOLL-Verbrauch ergibt sich zB aus Datenblättern (zB 15 Stk/m² Ziegelwand) odgl (100 m² 

Ziegelwand, die Leistung, fordert daher 1.500 Stk Ziegel, den Materialverbrauch).  

Bei alleiniger Anwendung der Stückrechnung kann ein tatsächlich vorhandener Mehr- oder 

Minderverbrauch noch nicht festgestellt werden. Die produzierten Mengen entsprechen zwar 

den IST-Mengen, der Materialverbrauch ergibt sich allerdings aus dem festgelegten SOLL-

Verbrauch. Das Ergebnis ist daher, was an Material verbraucht hätte werden sollen. Erst in 

Kombination mit anderen Verfahren, zB dem Inventurverfahren, kann eine Differenz zum IST-

Materialverbrauch ermittelt werden. 

 

Exkurs 18: Verbrauchsstrukturen (Material) 

Materialien können hinsichtlich ihrer Verbrauchsstruktur unterschieden werden. Die 

Verbrauchsstruktur zeigt den zeitlichen Bezug des Materialbedarfs. Drei Gruppen wer-

den hierbei unterschieden: 

• Materialien, die je Zeiteinheit einem nahezu gleichen Verbrauch unterliegen (R-Ma-

terial; regelmäßig). 

• Materialien, deren Verbrauch einem trendmäßigen Verlauf folgen (S-Material; sai-

sonal). 

• Materialien, deren Verbrauch unregelmäßig und nicht vorhersehbar erfolgt (U-Ma-

terial; unregelmäßig).  
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22  Angebotsprüfung und Preisrechtfertigung (BVergG) 

22.1 Grundlage § 137 BVergG 

Nach dem Bundesvergabegesetz (BVergG) hat die Vergabe zu angemessenen Preisen zu 

erfolgen (§ 20 BVergG 2018). Regelungen zur Prüfung der Angemessenheit finden sich in 

§ 137. 

 

BVergG 2018 

§ 137 

(1) Die Angemessenheit der Preise ist in Bezug auf die ausgeschriebene oder alternativ 

angebotene Leistung und unter Berücksichtigung aller Umstände, unter denen sie zu 

erbringen sein wird, zu prüfen. Dabei ist von vergleichbaren Erfahrungswerten, von 

sonst vorliegenden Unterlagen und von den jeweils relevanten Marktverhältnissen aus-

zugehen. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber muss Aufklärung über die Positionen des Angebotes 

verlangen und gemäß Abs 3 vertieft prüfen, wenn 

1. Angebote einen im Verhältnis zur Leistung ungewöhnlich niedrigen Gesamtpreis auf-

weisen, oder 

2. Angebote zu hohe oder zu niedrige Einheitspreise in wesentlichen Positionen auf-

weisen, oder 

3. nach der Prüfung gemäß Abs 1 begründete Zweifel an der Angemessenheit von 

Preisen bestehen. 

(3) Bei einer vertieften Angebotsprüfung ist zu prüfen, ob die Preise betriebswirtschaft-

lich erklär- und nachvollziehbar sind. Geprüft werden kann insbesondere, ob 

1. im Preis von Positionen alle direkt zuordenbaren Personal-, Material-, Geräte-, 

Fremdleistungs- und Kapitalkosten enthalten sind und ob die Aufwands- und Ver-

brauchsansätze sowie die Personalkosten, diese insbesondere im Hinblick auf die dem 

Angebot zu-grunde gelegten Kollektivverträge, nachvollziehbar sind, 

2. der Einheitspreis (Pauschalpreis, Regiepreis) für höherwertige Leistungen grund-

sätzlich höher angeboten wurde als für geringerwertige Leistungen, und 

3. die gemäß § 105 Abs 2 geforderte oder vom Bieter gemäß § 128 Abs. 2 vorgenom-

mene Aufgliederung der Preise oder des Gesamtpreises (insbesondere der Lohnan-

teile) aus der Erfahrung erklärbar ist. 

 

Die Preisprüfung stellt einen zentralen Punkt der Angebotsprüfung dar. Die Vergabe zu ange-

messenen Preisen soll einen fairen Wettbewerb gewährleisten. Insbesondere soll einer 
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ruinöse Preisgestaltung Einhalt geboten werden, weil dieser mit öffentlichen Geldern, also 

Steuermitteln, nicht unterstützt werden soll und auch die Gefahr des Sozialdumpings besteht. 

Angemessene Preise führen auch zu einer plausiblen Zusammensetzung des Gesamtpreises. 

Die Preisprüfung dient daher auch dem Schutz des Auftraggebers vor zB spekulativen Ange-

boten (siehe § 141 Abs 1 Z 3). 

 

BVergG 2018 

§ 141 

(1) Vor der Wahl des Angebotes für die Zuschlagsentscheidung hat der öffentliche Auf-

traggeber aufgrund des Ergebnisses der Prüfung folgende Angebote auszuscheiden: 

…           

3.  Angebote, die eine – durch eine vertiefte Angebotsprüfung festgestellte – nicht plau-

sible Zusammensetzung des Gesamtpreises (zB spekulative Preisgestaltung) aufwei-

sen, oder 

…  

 

Die Preisprüfung beinhaltet zwei Schritte. Als ersten Schritt die allgemeine Prüfung der An-

gemessenheit der Preise (Preisangemessenheitsprüfung) gem § 137 Abs 1 und im zweiten 

Schritt die vertiefte Angebotsprüfung gem § 137 Abs 3. Die Preisangemessenheitsprüfung 

ist in jedem Fall vorzunehmen, die vertiefte Angebotsprüfung ist nur bei Vorliegen bestimmter 

Voraussetzungen verpflichtender Bestandteil der Preisprüfung. Diese Voraussetzungen finden 

sich in § 137 Abs 2. 

Die Preisprüfung erfolgt daher grundsätzlich auf zwei Ebenen, und zwar 

• die Prüfung des Gesamtpreises ggf inkl Zwischensummen wie jene von Obergruppen oder 

Leistungsgruppen und 

• die Prüfung der Einzelpreise (Einheitspreise oder Positionspreise und, falls anzubieten, 

Einheitspreisanteile) 

und in zwei Intensitätsstufen, und zwar 

• die „allgemeine“ Preisangemessenheitsprüfung gem § 137 Abs 1 und, 

• falls die Voraussetzungen dafür gem § 137 Abs 2 vorliegen, die vertiefte Angebotsprüfung 

gem § 137 Abs 3. 

Der Unterschied zw der allgemeinen Preisangemessenheitsprüfung und der vertieften Ange-

botsprüfung liegt im Prüfungsgegenstand. Die allgemeine Preisangemessenheitsprüfung prüft 

den Preis, die vertiefte Angebotsprüfung prüft die Preisbildung.  


